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„Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 49. ` 


Verorduungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze, 


1) Bekanntmachung 
betreffend die für die Invaliditäts- und Alters⸗ 


verſicherung zu verwendenden Beitrags- und 


Zuſatzmarken. 
Vom 9. September 1890. 

Auf Grund der 88 99 und 121 des Geſetzes, be: 
treffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, vom 
22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzblatt Seite 97) werden 
über die Unterſcheidungsmerkmale und die Gültigfeits: 


Marienwerder, den 5. November 


1890. 


der Lohnklaſſe 1 in der Mitte, 
der Lohnklaſſe li unten, 
der Lohnklaſſe III von links oben nach rechts 


unten, 
der Lohnklaſſe IV von links unten nach rechts 
oben 
durchzieht, die Bezeichnung der ausgebenden Verſiche⸗ 
rungsanſtalt mit lateiniſchen Buchſtaben in ſchwarzem 


Druck. 
| 4) Für die nach der Bekanntmachung des Reichs⸗ 


kanzlers vom 15. März 1890 (Deutscher Reichs⸗Anzeiger 
Nr. 71 vom 20. März 1890) errichteten 31 Verſiche⸗ 


dauer der zum Zweck der Erhebung der Beiträge zu rungsanſtalten werden zum Zwecke des Aufdrucks auf 


verwendenden Beilrags⸗ und Zuſatzmarken nachfolgende 
Beſtimmungen erlaſſen: 
l. Beitragsmarken. 
1) Die von den Verſicherungsanſtalten avzu- 


die Beitrags⸗ und Zuſatzmarken (vergleiche unten 11) 
folgende Bezeichnungen feſtgeſetzt: Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Weſtfalen, Berlin, Schleswig⸗Holſtein, Rheinprovinz, 


gebenden Beitragsmarken find in Form eines Rechtecks Sachſen⸗Anhalt, Hannover, Heſſen⸗Naſſau, Oberbayern, 


auf weißem Papier, und zwar die Marken 
im Werthbetrage von 14 Pfennig 
(Lohnklaſſe 1, das ift bei einem Jahres- 


Niederbayern, Pfalz, Oberpfalz, Oberfranken, Mittel⸗ 
franken, Unterfranken, Schwaben, Kgr. Sachſen, Würt⸗ 
temberg, Baden, Gr. Heſſen, Mecklenburg, Thüringen, 


arbeitsverdienſt bis zu 350 Mark ein⸗ Oldenburg, Braunſchweig, Hanſeſtädte, Elſaß Lothringen. 


ſchlietzlich) 
in rothem Druck, 
im Werthbetrage von 20 Pfennig 
(Lohnklaſſe II, das iſt bei einem Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt von mehr als 350 bis 
550 Mark) 
in blauem Druck, 
im Werthbetrage von 24 Pfennig 
(Lohnklaſſe III, das iſt bei einem Jahres⸗ 
arbeltsverdienſt 
850 Mark) 
in grünem Druck, 
im Werthbetrage von 30 Pfennig 


(Lohnkaſſe IV, das ift bei einem Jahres- helle arabiſche Zahlen und 


arbeitsverdienſt von mehr als 850 Mark) 
in rothbraunem Druck 
herzuſtellen. 

2) Auf den Veitragsmarken iſt die betreffende 
Lohnklaſſe durch dunkle römiſche Zahlen auf hellem 
Grunde, die Werthangabe durch helle arabiſche Zahlen 
und helle Buchſtaben (Pf) auf dunklem Grunde zu be⸗ 
zeichnen. 

3) Die Veitragsmarken tragen den 


5) pp. U. Zuſatzmarken (Doppelmarken). 

6) Nachdem der Bundesrath ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt hat, daß von der beſonderen Herſtellung 
der Zuſatzmarken des Reichs abgeſehen, und ſtatt deſſen 
für jede Verſicherungsanſtalt eine Doppelmarke hergeſtellt 
wird, welche die Zuſatzmarke mit einer Beitragsmarke 
der Lohnklaſſe II verbindet, wird hinſichtlich dieſer Doppel⸗ 
marke Folgendes beſtimmt: 

Die Doppelmarke beſteht aus zwei Abtheilungen. 


von mehr als 550 bis Sie zeigt auf dem linksſeitigen, in blauem Druck her 


geftellten Theile die Beitragsmarke der Lohnklaſſe II. 
Die Lohnklaſſe ift durch eine dunkle römiſche Zahl (II) 
auf hellem Grunde, der Geldwerth von 20 Pfennig durch 
helle Buchſtaben (Pf) au 
dunklem Grunde bezeichnet. Auf dem die Beitragsmarke 
von links unten nach rechts oben durchztehenden weißen 
Streifen befindet ſich der Name der ausgebenden Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt mit lateiniſchen Buchſtaben in ſchwarzem 
Druck. Der rechtsſeitige Theil Delt in orangefarbenem 
Druck die einen Reichsadler enthaltende Zuſatzmarke 
zum Geldwerthe von 8 Pfennig dar. Auf dem hellen 
Grunde der Zuſatzmarke befinden ſich oberhalb des 


Reichsadler Reichsadlers auf der einen Seite der Buchſtabe Z, auf 


und enthalten auf einem weißen Streifen, welcher die der anderen Seite der Buchſtabe M. (als Abkürzung für 


Marken 


Zuſatzmarke), unterhalb des Reichsadlers auf der einen 


Ausgegeben in Marienwerder am 6. November 1890. 


Seite die arabiſche Zahl 8, auf der anderen die Buch⸗ 4) 


ſtaben Pf. 
Berlin, den 9. September 1890. 
Das Reichs⸗Verſicherungsamt. 
gez. Dr. Boͤdiker. 


Die vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hier⸗ 


Dieſer Nummer des Amtsblatts liegt eine 
„Anweiſung“ 

betr. das Verfahren bei der Ausſtellung und dem 

Umtauſch ſowie bei der Erneuerung (Erſetzung) 

von Quittungskarten (55 101 ff. des Geſetzes, 

betr. die Invaliditäts- und Altersverſicherung vom 

22. Juni 1889 R.⸗G. S. 97) 


durch zur öffentlichen Kenntniß mit dem Bemerken, daß bei, auf welche ich hierdurch beſonders aufmerkſam mache. 


die für den dieſſeitigen Bezirk zu verwendenden Marken 
demnächſt von allen Poſtanſtalten des Bezirks werden 
feilgehalten werden. Form und Zeichnung der Beitrags⸗ 


marken ſowie der Zuſatzmarken (Doppelmarken) tft aus 5) 


den in Nr. 219 des Deutſchen Reichsanzeigers pro 1890 
abgedruckten Muſtern erſichtlich. 
Marienwerder, den 15. Oktober 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


2) Im Anſchluß an meine Bekanntmachungen vom 
7. und 25. April 1888 (Extrabeilagen zu Nr. 15 und 
17 des Amtsblatts bringe ich hierunter noch die durch⸗ 
ſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte der land⸗ und forſt⸗ 
wirthſchaftlichen Arbeiter in den Städten Vandsburg 
und Kamin auf Grund des § 6 Abſ. 3 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 6. Mai 1886, betreffend die Unfall⸗ und 
Krankenverſicherung der in land: und forſtwirthſchaft⸗ 
lichen Betrieben beſchäftigten Perſonen hierdurch zur 
Öffentlichen Kenntniß. 


für erwachſene für jugendliche 


Kreis. männliche weibliche männliche weibliche 
land⸗ und forſtwirthſchaftliche Arbeiter. 
Mark. Mark. Mark. Mark. 
Flatow 
Stadt Bandsburg| 486 255 150 150 
„ Kamin. 375 300 300 240 


Marienwerder, den 31. October 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

In Gemäßheit des § 22 Abſ. 2 Ziffer 1 des 
Geſetzes betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſiche⸗ 
rung vom 22. Juni 1889 wird für den ganzen Um⸗ 
fang des Regierungsbezirks Marienwerder — die Städte 
eingeſchloſſen — der durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſt 
der in der Land: und Forſtwirthſchaft beſchäftigten 
Perſonen: 

a) für die männlichen Inſtleute und Deputanten auf 

360 Mk. 
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b) für alle übrigen männlichen und weiblichen in 
der Land⸗ und Forſtwirthſchaft beſchäftigten Per⸗ 
ſonen auf 300 Mk. 

hierdurch feſtgeſetzt. 
Marienwerder, den 29. October 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Marienwerder, den 5. November 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Bekanntmachung. 

Zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Ge⸗ 

werbegerichte, vom 29. Juli 1890 (R.⸗G.⸗Bl. S. 141) 

wird auf Grund des § 83 deſſelben beſtimmt: 

1. Unter der Bezeichnung „weiterer Communalver⸗ 
band“ ſind die Provinzialverbände und auch die 
communalſtändiſchen Verbände der Regierungs⸗ 
bezirke Caſſel und Wiesbaden, ſowie die Kreis⸗ 
verbände, in den Hohenzollernſchen Landen der 
Landescommunalverband und die Oberamtsbezirks⸗ 
verbände zu verſtehen. 

II. Die Beſchlußfaſſung über die Statuten der zu 
errichtenden Gewerbegerichte ſteht zu: 

a) in den Stadtgemeinden: 
dem Gemeindevorſtande und der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung (Bürgerſchaftscollegium 
u. ſ. w.) gemeinſam, 

b) in den Landgemeinden: 
der Gemeindeverſammlung bezw. den die 
Befugniſſe einer ſolchen wahrnehmenden 
anderen Gemeindevertretungskörpern, 

c) in den Kreiſen: 
dem Kreistage, 

d) in den Oberamtsbezirken: 
der Amtsverſammlung, 

e) in den Provinzen; 
dem Provinziallandtage, 

f) in den communalſtändiſchen Verbänden der 
Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden und 
in dem Hohenzollernſchen Landescommunal⸗ 
verbande: 
dem Communallandtage. 

III. Unter der Bezeichnung „hohere Verwaltungsbehörde“ 
ſind zu verſtehen: 

a) die Bezirksausſchüſſe in Bezug auf die Ge⸗ 
nehmigung der Ortsſtatuten von Gemeinden 
(S 1 Abſ. 2 und 3), die Entſcheidung über 
Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der 
Wahlen zu Gewerbegerichten, welcher von einer 
oder mehreren Gemeinden oder einem Kreis⸗ 
bezw. Oberamtsbezirksverbande errichtet ſind 
($ 15 Abſ. 1), und die Enthebung von Mit- 
gliedern folder Gewerbegerichte (§ 19 Abſ. 1); 

b) die Provinzialräthe in Bezug auf die Entſchei⸗ 
dung über Beſchwerden gegen die Rechtsgültig⸗ 
keit von Wahlen zu Gewerbegerichten (8 15 
Abſ. 1) und die Enthebung von Mitgliedern 
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derſelben (§ 19 Abſ. 1 — ſofern die in Frage 
kommenden Gewerbegerichte von einem Pro⸗ 
vinzialverbande oder von den communalſtändi⸗ 
ſchen Verbänden der Regierungsbezirke Caſſel 
und Wiesbaden errichtet find —; 

c) die Regierungs⸗Präſidenten in Bezug auf die 
Beſtätigung der Wahl der Vorſitzenden und 
deren Stellvertreter (§ 15 Abſ. 2), die An- 
ordnung zur Vornahme von Wahlen nach 
Maßgabe des § 16 Abſ. a, die Ernennung 
von Mitgliedern der Gewerbegerichte im Falle 
des § 16 Abſ. b, die Zuſtändigkeit zu dem 


L 


lungen, der Provinziallandtage oder in den Re⸗ 
gierungsbezirken Caſſel und Wiesbaden, ſowie in 
den Hohenzollernſchen Landen die Mitwirkung des 
Communallandtages vorgeſehen iſt. 
Berlin, den 23. September 1890. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
gez. Frh. v. Berlepſch. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
gez. Braunbehrens. 


Die vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hier⸗ 


Antrage auf Erhebung der Klage auf Amts⸗ durch zur offentlichen Kenntniß. 


entſetzung von Mitgliedern der Gewerbegerichte 
(§ 19 Abſ. 2) die Beſtellung desjenigen Be: 


amten, welcher den Vorſitzenden und deſſen 6) 


Stellvertreter vor ihrem Amtsantritte eidlich zu 
verpflichten hat (§ 20) — ſofern die in Be- 
tracht kommenden Gewerbegerichte von Gemein⸗ 


Marienwerder, den 21. Oktober 1890. 
Der Reglerungs⸗Präſident. 
Unter Bezugnahme auf das dem Reglerungs⸗ 


tsblatt für 1861 No. 39 als Beilage angeſchloſſene 
Statut der Lebensverſicherungs⸗ und Erſparnißbank zu 
Stuttgart und die die Abänderung einzelner Beſtim⸗ 


den oder Kreis⸗ bezw. Oberamtsbezirksverbänden mungen jenes Statuts enthaltenden Amtsblatts⸗Bekannt⸗ 
errichtet find —, und endlich die Ertheilung machungen vom 6. Dezember 1861 (Amtsblatt Seite 


der Genehmigung zur Uebertragung der dem 222) 
Gemeindevorſteher nach § 71 bis 73 obliegen; v 


den Geſchäfte auf einen Stellvertreter; 


„vom 3. Januar 1866 (Amtsblatt Seite 19), 
6. November 1869 (Amtsblatt Seite 219), vom 
3. Juli 1869 (Amtsblatt pro 1870 Seite 21), vom 


d) die Ober⸗Präſidenten in Bezug auf die Be⸗ 17. Juli 1872 (Amtsblatt Seite 139), vom 28. Oc⸗ 


ſtätigung der Wahl des Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter ($ 15 Abſ. 2), die Anordnung 


zur Vornahme der Wahlen nach Maßgabe des b 
$ 16 Ab. a, die Ernennung der Mitglieder des 
von Gewerbegerichten im Falle des § 16 Abi. b, unte 


tober 1882 (Amtsblatt Nr. 44), vom 20. Juni 1887 
(Amtsblatt Nr. 26) und vom 8. März 1889 (Amts⸗ 
latt Nr 11) werden als Extrabeilage dieſer Nummer 
Amtsblatts die von dem Herrn Miniſter des Innern 
r dem 23. Auguft d. Is. genehmigten Statuten⸗ 


die Zuſtändigkeit zu dem Antrage auf Erhebung Abänderungen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
der Klage auf Amtsentſetzung von Mitgliedern bracht. 


der Gewerbegerichte (§ 19 Abſ. 2), die Be: 
ſtellung desjenigen Beamten, welcher den Vor⸗ 
ſitzenden und deſſen Stellvertreter vor ihrem 
Amtsantritte eidlich zu verpflichten hat ($ 20) 
— ſofern die in Frage kommenden Gewerbe⸗ 


Marienwerder, den 28. Oktober 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


In der Zuſammenſtellung der Genoſſenſchafts⸗ 


und Sectionsvorſtände ſowie unter den Vertrauens⸗ 


gerichte von einem Provinzialverbande oder von männern der Unfall⸗Berufsgenoſſenſchaften ſind im Laufe 


einem der Communalverbände der Regierungs⸗ 
Bezirke Caſſel und Wiesbaden errichtet ſind. 


des Vierteljahrs Juli / September 1890 folgende für den 
Regierungsbezirk Marienwerder in Betracht kommende 


Für die Hohenzollernſchen Lande tritt an Veränderungen vorgekommen: 


die Stelle des Ober⸗Präſidenten und des Pro⸗ 
vinzialrathes der Miniſter des Innern. 

Für den Stadtkreis Berlin werden alle durch 
das Geſetz der höheren Vrrwaltungsbehörde 
übertragenen Befugniſſe von dem Ober⸗Präſi⸗ 
denten wahrgenommen. 


IV. Die Wahl der Vorſitzenden und deren Stellver⸗ 


treter erfolgt für Gewerbegerichte, welche von 
Kreiſen bezw. Oberamtsbezirken errichtet ſind, durch 
die Kreis⸗ bezw. Amtsausſchüſſe, 

für Gewerbegerichte, welche von Provinzen oder 
von einem der communalſtändiſchen Verbande der 
Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden oder dem 
Hohenzollernſchen Landescommunolverbande errich⸗ 
tet find, durch die Provinzialausſchüſſe, bezw. die 
Landesausſchüſſe, falls nicht durch das Statut die 
Mitwirkung der Kreistage, der Amtsverſamm⸗ 


1. In der Ziegelei⸗Berufsgenoſſenſchaft ift 


Dr. Ernſt Fries⸗München zum Vorſitzenden des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes und Stadtrath G. Bork⸗ 
mann ⸗Rathenow zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
gewählt worden. 


In der Berufsgenoſſenſchaft der chemi⸗ 


ſchen Induſtrie iſt in den Genoſſenſchaftsvor⸗ 
Hand Director Dr. J. F. Hol tz⸗Charlottenburg, 
Ahorn⸗Allee 18, als Vorſitzender, Dr. C. A. 
Martins⸗Berlin, Voßſtraße 8, als 1. Stellvertreter 
des Vorſitzenden gewählt worden. 

Im Sections vorſtande J, umfaſſend Branden⸗ 
burg mit den Enkl. Netzeband (mit Schönberg) und 
Rußow, Pommern ohne Zettemin, Oſtpreußen 
und Weſtpreußen, der vorgenannten Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft iſt an Stelle des ausgeſchiedenen Commer⸗ 


cienraths G. Heyl⸗Charlottenburg der bisherige 
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des Fuhrherrn J. A. Bötzmeyer in Danzig, 


des Poſthalters Max Bütow in Flatow, 
Fuhrherr Hermann Brandt in Danzig, Hopfen⸗ 
Fuhrherr A. Schmidtgall in Culm, 


. Fuhrwerksbeſitzer Mallon in Culm, 
„Poſthalter Ferd. Silder in Dt. Krone. 
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Stellvertreter Dr. Schäffer ebendaſelbſt und an|8) 


Ich bringe hiermit zur Öffentlichen Kenntniß, daß 


Stelle des letzteren F. Sponnagel i. F. vanſdie Hauptverwaltung des Centralvereins Weſtpreußiſcher 


Baerle und Sponnagel in Berlin, Hermsdorfer⸗ 
ſtraße 8 gewählt worden. 


Landwirthe zu Danzig auf Grund des $ 3 der Polizei⸗ 
verordnung über die Körung der Privathengſte vom 


In der Fuhrwerks⸗Berufsgenoſſenſchaft iſt2 1. Mai d. Js. für die Körungs⸗Commiſſionen: 


zum Vorſitzenden G. Scharfenberg⸗Berlin, zum 
ftello. Vorſitzenden G. Müller⸗Berlin gewählt 
worden. 

Im Sectionsvorſtande ſind an Stelle 


Vorſt. Graben 51, 
des Fuhrherrn Hoppenrath in Culm, Graudenzer 
Vorſtadt, 
zu Mitgliedern 
gaſſe 95 als Vorſitzender, 
Poſthalter Nemus in Vandsburg, 


gewählt worden. 
An Stelle der ausgeſchiedenen Erſatzmänner: 


„Poſthalter Franz Martens in Reu⸗Tuchel, 
. Hotelbeſitzer G. Gottbrecht in Dt. Krone 


ſind getreten 


Im Bezirk II 9, umfaſſend die Kreiſe Grau⸗ 
denz, Strasburg Wpr., Löbau und einen Theil 


des Kreiſes Briefen, HL an Stelle des bisherigen 9) 
Wpr. mit dem Wohnſitze in Lautenburg iſt durch den 
Tod des bisherigen Inhabers erledigt und ſoll neu 
beſetzt werden. 


Vertrauensmannes, Fuhrherrn Karl Kohls in 
Graudenz, Poſthalter Falk ebendaſelbſt, Graben⸗ 
ſtraße 47, an Stelle des bisherigen erſten Stell» 
vertreierd Poſthalters Hoffmann in Strasburg 


Weſtpr. Fuhrherr H. Wodtke ebendaſelbſt gewählt ſſt 


worden, 


a) der auf dem rechten Weichſelufer belegenen Kreiſe 


des hieſigen Regierungs⸗Bezirks, ſowie für die auf 

dem linken Weichſelufer belegenen Theile der Kreiſe 

Marienwerder und Thorn: 

1) den Rittergutspächter Dorguth zu Raudnitz 
zum Vorſitzenden, 

2) den Rittergutsbeſitzer, Rittmeiſter a. D. von 
Vogel zu Nielub, bei Brieſen, zum Stellver⸗ 
treter des Vorſitzenden, 


b) der auf dem linken Weichſelufer belegenen Kreiſe 


des hieſigen Regierungsbezirks, ausſchließlich der 

unter a. bezeichneten Theile der Kreiſe Marien⸗ 

werder und Thorn, 

1) den Oekonomie⸗Rath Aly zu Gr. Klonia zum 
Vorſitzenden, 

2) den Rittergutsbeſitzer Roggenbau zu Auguſtowo 
bei Krojanke zum Stellvertreter des Vorſitzenden 


auf die Dauer von 6 Jahren gewählt hat, und daß die 
Gewählten die auf ſie gefallene Wahl angenommen 


Marienwerder, den 29. October 1890. 
Der Reglerungs⸗Präſident. 


Die Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Strasburg 


Bewerber, welche das Phyſikatsexamen bereits be⸗ 


anden haben, oder daſſelbe innerhalb der geſetzlichen 
riſt zu machen ſich bereit erklären, werden hiermit 


im Bezirk IV 10, umfaſſend die Kreiſe Culm, aufgefordert, binnen 4 Wochen ihre Meldung unter Bei⸗ 
Schwetz und einen Theil des Kreiſes Briefen, an fügung der Approbation, ſonſtiger Zeugniſſe und eines 
Stelle des Stellvertreters des Vertrauensmannesſkurzen Lebenslaufes mir einzureichen. 


Kaufmanns Louis Roſenthal in Schwetz Fuhr⸗ 
werksbeſitzer Mallon in Culm, 

im Bezirk IV 12, umfaſſend die Kreiſe Konitz 
und Tuchel, an Stelle des ausgeſchiedenen Ver⸗ 
trauensmannes Poſthalters Franz Martens in 
Neu⸗Tuchel Poſthalter Alfred Boldt in Konitz, 


Marienwerder, den 23. Oktober 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Bekanntmachung, 
die theologiſchen Prüfungen betreffend. 
Diejenigen Theologie⸗Studirenden und Kandidaten, 


im Bezirk V 18, umfaſſend den Kreis Dt. welche ſich den theologiſchen Prüfungen im nächſten 
Krone an Stelle des bisherigen Vertrauensmannes Termin unterziehen wollen, haben uns ihre Meldung 
Hotelbeſitzers G. Gottbrecht in Dt. Krone Poſt⸗ bis ſpäteſtens zum 
halter Fiſcher ebendaſelbſt, an Stelle des bis⸗ 23. November d. Is. 
herigen Stellvertreters Hoteliers G. Oehlke in einzureichen. 

Schloppe Fuhrherr Albert Mieterer ebendaſelbſt, Der Meldung zum Examen pro licentia concio- 

im Bezirk V 15, umfaſſend den Kreis Flatow nandi ſind beizufügen: 
an Stelle des bisherigen Vertrauensmannes Poſt⸗ 1. der Taufſchein, — 
halters Max Bütow in Flatow Poſthalter Remus 2. das Abgangszeugniß vom Gymnaſium, eventl. 
in Vandsburg, an Stelle des bisherigen Stell; auch das daſſelbe ergänzende Zeugniß über die 
vertreters Holeliers Seelert in Flatow Poſthalter Prüfung in der hebräiſchen Sprache, 

Vergien in Linde. 3. das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 
Marienwerder, den 27. October 1890. den Univerſitäten, 
Der Regierungs⸗Präſident. 4. das Abendmahlszeugniß, 


Anweiſung, 
betreffend 


das Verfahren bei der Ausſtellung und dem Umtauſch, ſowie bei der 

Erneuerung Erſetzung) von Quittungskarten ($$. 101 ff. des Geſetzes, 

betreffend die Invaliditaͤts- und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889, 
Reichs-Geſetzbl. S. 97). 


Bon kai. Oktober 1890. 


1. Nach $. 101 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 eichs-Geſetzbl. S. 97) erfolgt für die bei den Ver 
„ſicherungsanſtalten ($$. 41 ff. a. a. O.) verſicherten Perſonen die Entrichtung der 
Beiträge der Arbeitgeber und der Verſicherten durch Einkleben eines entſprechenden 
Betrages von Marken in eine Quittungskarte des Verſicherten. Das For— 
mular dieſer OQuittungskarten ift durch Beſchluß des Bundesraths vom 14. Juni 
1890 eichsanzeiger Nr. 147) feſtgeſetzt worden. 

Die Ausſtellung der Quittungskarten erfolgt durch die auf Grund des 
Geſetzes bezeichneten amtlichen Stellen ($$. 103, 105, 108 Abſatz 1, 113 Nr. 1, 
125 Abſatz 3 a. a. O.).) Zuſtändig iſt diejenige Stelle, in deren Bezirk fidh 
die Arbeitsſtätte des Verſicherten befindet, oder ſofern der Verſicherte eine 
dauernde Arbeitsſtätte nicht hat, diejenige Stelle, in deren Bezirk er ſich auf— 
hält. Dieſe Stellen ſind zur Ausſtellung verpflichtet. Berechtigt zur Ausſtellung 
iſt aber auch die für den Betriebsſitz oder den Wohnort des Verſicherten zu— 
ſtändige Stelle. Die Ausſtellung erfolgt, ſoweit es ſich um die Vorbereitung der 
Inkraftſetzung des Geſetzes handelt, von Amtswegen, im Uebrigen in der Regel 
auf Antrag. Neben dem Verſicherten, ſeinem geſetzlichen Vertreter oder Bevoll— 
mächtigten ift auch der Arbeitgeber auf Ausſtellung einer Quittungskarte für den- 
ſelben anzutragen berechtigt (vergl. Ziffer 38 b), ſofern der Verſicherte ſelbſt es 


) Nach der Bekanntmachung vom 26. Juni 1890 in der Regel die Ortspolizeibehörden 
(Vorſtände beſonderer örtlicher Polizeireviere u. f. w.). Mit Genehmigung des Regierungspräſidenten 
dürfen die Ortspolizeibehörden ſolcher Ortspolizeibezirke, welche mehrere Gemeinden oder ſelbſtändige Guts- 
bezirke umfaſſen, die Ausſtellung der Quittungskarten für einzelne Gemeinden (Gutsbezirke) den Vorſtänden 
der letzteren übertragen. Die Gemeinden (Gutsbezirke) ſowie die Kreisverbände (Oberamtsbezirke) find 
befugt, für ihre Bezirke auf ihre Koſten an Stelle der oben bezeichneten Behörden oder neben denſelben, 
für die Wahrnehmung dieſer Geſchäfte beſondere Beamte zu beſtellen. Ein ſolcher Beſchluß bedarf der 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde (Regierungspräſident, für Berlin der Oberpräfident); die 
Beſtellung bedarf der Beſtätigung durch diejenige Behörde, welche zur Beſtätigung anderer Beamten des 
betreffenden Kommunalverbandes zuſtändig ift. 

In jeder Gemeinde iſt durch dauernden Aushang im Gemeindehauſe und auf andere ortsübliche 
Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, welche Stelle für die betreffende Gemeinde zur Ausſtellung 
der Quittungskarten zuſtändig iſt. 
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bisher unterlaſſen hat, ſich eine ſolche anzuſchaffen ($. 101 Abſatz 1 des Geſetzes). 
Die Zuverläſſigkeit des Antragſtellers, insbeſondere des beantragenden Arbeit— 
gebers, wird häufig ausreichende Gewähr für die Richtigkeit derjenigen Angaben 
bieten, die für die Ausſtellung der Karte von Bedeutung ſind. 
Bei dem Verfahren ſind folgende Verrichtungen zu unterſcheiden: 

A. die Ausſtellung der erſten Quittungskarte, 

B. der Umtauſch von Quittungskarten, 

C. die Erneuerung (Erſetzung) von Quittungskarten. 


A. Die Ausſtellung der erſten Quittungskarte. 


Bei Ausſtellung der erſten Quittungskarte handelt es ſich um den Eintritt des 


Inhabers der letzteren in die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 22. Juni 1889, ſoweit dieſe Verſicherung bei einer Ver— 
ſicherungsanſtalt (F. 41 a. a. O.) ſtattfindet. Denjenigen Perſonen, welche dieſen 
Verſicherungsanſtalten nicht angehören, ſondern ihrer Verſicherungspflicht durch 
Zugehörigkeit zu einer vom Bundesrath zur ſelbſtändigen. Durchführung der 
Juvaliditäts- und Altersverſicherung zugelaſſenen beſonderen Kaſſeneinrichtung 
genügen (88. 5 und 7 a. a. O.), ſowie denjenigen Perſonen, welche auf ihren 
Antrag von der Verſicherungspflicht befreit worden find ($. 4 Abſatz 3 a. a. O.), 
wird daher eine Quittungskarte nicht ausgeſtellt. 

Bei anderen Perſonen muß der Ausſtellung der Karte eine Prüfung der 
Legitimation des Empfängers vorangehen. Die Prüfung hat ſich zunächſt auf 
die Identität der Perſon, d. h. darauf zu erſtrecken, ob die Perſon, auf deren 
Namen die Karte lauten ſoll, auch wirklich diejenige iſt, für welche ſie ausge— 
geben wird. Für dieſe Prüfung genügen die üblichen Legitimationsnachweiſe. 
Sodann iſt zu prüfen, ob dieſe Perſon fäbig iſt, nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 22. Juni 1889 in die Verſicherung einzutreten. In dieſer Beziehung 
kommt Folgendes in Betracht. 


„Eine Ouittungskarte darf erſtmalig nur für ſolche Perſonen ausgeſtellt werden, welche 


1. das 16. Lebensjahr vollendet haben und 
2. nicht bereits als dauernd erwerbsunfähig anzuſehen ſind. 

Wer in dieſem Sinne als dauernd erwerbsunfähig anzuſehen iſt, ergiebt 
fih aus 5. 4 Abſatz 2 des Geſetzes. 

Aber auch denjenigen Perſonen, welche den vorſtehenden allgemeinen 
Bedingungen genügen, darf erſtmalig eine Quittungskarte nur unter der weiteren 
Vorausſetzung ausgeſtellt werden, daß ſie entweder: 

a) zu denjenigen Kategorien von Perſonen gehören, für welche die Ver— 
ſicherungspflicht beſteht, oder 

p) zu denjenigen Perſonen, welchen das Geſetz das Recht zur Selbſt— 
verſicherung eingeräumt hat. 


. Zu a. Der Verſicherungspflicht unterliegen, ſolange der Bundesrath dieſen 


Zwang nicht auf die im §. 2 des Geſetzes bezeichneten Perſonen ansgedehnt hat, 
lediglich die im §. 1 des Geſetzes angeführten Perſonen (Arbeiter, Geſellen, Ge⸗ 
hülfen, Lehrlinge, Dienſtboten, Betriebsbeamte, Handlungsgehülfen und Handlungs- 


— — 


lehrlinge, Perſonen der Schiffsbeſatzung von Seeſchiffen und Binnenfahrzeugen), 
ſofern ſie gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigt ſind. Als Lohn oder Gehalt 
gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge, nicht aber die ausſchließliche Ge— 
währung freien Unterhalts (§. 3 a. a. O.). Betriebsbeamten ſowie Handlungs: 
gehülfen und Handlungslehrlingen ift eine Quittungskarte nur dann auszuſtellen, 
wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 2000 M. 
nicht überſteigt (F.! Ziffer 2 a. a. O.). Den in Apotheken beſchäftigten Ge- 
hülfen und Lehrlingen, den Beamten des Reichs und der Bundesſtaaten, den 
mit Penſionsberechtigung angeſtellten Beamten von Kommunalverbänden ſowie 
den Perſonen des Soldatenſtandes, welche dienſtlich als Arbeiter beſchäftigt 
werden, darf eine Quittungskarte nicht ausgeſtellt werden ($. 1 Ziffer 2 beziehungs— 
weiſe $. 4 Abſatz 1 a. a. O.). 

5. Zu b. Soweit der Bundesrath die Verſicherungspflicht gemäß $. 2 des Geſetzes Selbſt verſicherung. 
nicht auf die daſelbſt bezeichneten Perſonen ausgedehnt hat, ſind dieſe Perſonen 
unter der Vorausſetzung zur Selbſtverſicherung berechtigt, daß ſie zur Zeit 
der Ausſtellung der Karte das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Da- 
gegen find alle übrigen der Verſicherungspflicht nicht unterliegenden Perſonen von 
dem Rechte zur Selbſtverſicherung ausgeſchloſſen ($. 8 des Geſetzes). 

Hiernach darf Perſonen, welche nicht verſicherungspflichtig find, eine erſte 
Quittungskarte nur dann ausgeſtellt werden, wenn dieſelben: 
1) das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
2) nicht dauernd erwerbsunfähig im Sinne des F. 4 Abſatz 2 a. a. O. find, 
und wenn fie außerdem entweder 
3) Betriebsunternehmer ſind, welche nicht regelmäßig wenigſtens einen 
Lohnarbeiter beſchäftigen, d. h. gewöhnlich allein, ohne bezahlte Ge 
hülfen arbeiten, 
oder wenn ſie 
4) Hausgewerbtreibende ſind. Hausgewerbtreibende ſind ſolche ſelbſtän⸗ 
dige Gewerbtreibende, welche in eigenen Betriebsſtätten im Auftrage 
und für Rechnung anderer Gewerbtreibenden mit der Herſtellung oder 
Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt werden. Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob betr Perſonen fich die Roh- oder Hülfs⸗ 
ſtoffe ſelbſt beſchaffen oder ob ſie dieſelben geliefert erhalten, ob ſie 
vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten, oder nicht. Ebenſowenig 
wird die Berechtigung Hausgewerbtreibender zur Selbſtverſicherung 
dadurch ausgeſchloſſen, daß ſie einen oder eine größere Zahl von 
Lohnarbeitern beſchäftigen. 

6. Thatſachen, welche ſich hiernach auf das Recht zum Eintritt in die Verſicherung Auſtlarung des Sad) 
und demgemäß zum Empfange einer erſten Quittungskarte beziehen, hat die um verhalts. 
Ausſtellung der Karte erſuchte Stelle zu berückſichtigen, ſoweit ſie ihr amtlich 
bekannt find. Im Uebrigen iſt die Stelle zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
von Amtswegen weitere, das Vorhandenſein ſolcher Thatſachen betreffende Er- 
mittelungen anzuſtellen. Soweit derartige Ermittelungen vorgenommen werden, 
ſind ſie auf dem kürzeſten Wege unter thunlichſter Vermeidung von Weiterungen 
und Koſten zu veranlaſſen. 
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Nach Maßgabe ihrer amtlichen Kenntniß oder nach dem Ergebniß ihrer 
Ermittelungen hat ſich die Ausgabeſtelle darüber ſchlüſſig zu machen, ob ſie die 
Quittungskarte ausſtellen oder die Ausſtellung ablehnen will. Dabei ift grund- 
ſätzlich thunlichſtes Entgegenkommen zu betbätigen. Bleibt demgemäß die 
Zuläſſigkeit der Ausſtellung zweifelhaft, und laſſen ſich die Zweifel nicht alsbald 
beſeitigen, ſo iſt die Ausſtellung der Karte nicht zu verſagen; dabei iſt jedoch 
der für den Bezirk der ausſtellenden Stelle zuſtändigen Verſicherungsanſtalt oder 
dem nächſten Vertrauensmanne oder Beamten derſelben von den Umſtänden, welche 
den Zweifel begründen, Mittheilung zu machen. 

Wird die Ausſtellung der Karte abgelehnt, ſo iſt dies dem Antragſteller 
mit der Eröffnung mitzutheilen, daß ihm binnen zwei Wochen nach Empfang 
der Mittheilung die Beſchwerde an die der ablehnenden Stelle unmittelbar vor— 
geſetzte Dienſtbehörde zuſteht (§. 106 a. a. O.). 

Soll die Karte ausgeſtellt werden, fo ift ein Formular der Quittungs- 

karte, wie dasſelbe vom Bundesrath feſtgeſtellt worden iſt, auf der Außen— 
feite in der aus dem beigefügten Muſter erſichtlichen Weiſe auszufüllen. Hierbei 
iſt nach Maßgabe der nachſtehenden Vorſchriften zu verfahren. 
Neben dem am Kopf der Karte befindlichen Vermerk »Verſicherungsanſtalt« iſt 
der Name derjenigen Verſicherungsanſtalt einzutragen, in deren Bezirk der Sitz 
des Betriebes, in welchem der Inhaber der Quittungskarte beſchäftigt wird, 
belegen iſt. Sofern jedoch dieſer Betriebsſitz nicht im Inlande liegt, oder ſofern 
die Beſchäftigung überhaupt nicht in einem »Betriebe« ſtattfindet (dies iſt z. B. 
der Fall bei Dienſtboten zur perſönlichen Dienſtleiſtung), entſcheidet der im Jn- 
lande belegene Beſchäftigungsort (die Betriebsſtätte, der Arbeitsort, $. 41 
Abſatz 3 a. a. O.). Bei den Perſonen der Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahr— 
zeuge beſtimmt ſich die zuſtändige Verſicherungsanſtalt nach dem Heimathhafen 
des Schiffs ($. 136 Abſatz 1 a. a. O.). Der Wohnort des Verſicherten iſt nicht 
entſcheidend. 

Sodann ift die Bezeichnung der die Quittungskarte ausſtellenden Stelle 
(z. B. »die Ausgabeſtelle in Burghauſen«, »der Amtsvorſteher in Schöneberg! 
und das Datum der Ausgabe (Ausſtellung) einzutragen. Der Unterſchrift des 
ausſtellenden Beamten bedarf es nicht. Neben dieſe Eintragungen iſt rechts 
oben an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle der Stempel der aus 
ſtellenden Stelle abzudrucken. 

Unter das Datum iſt ein Vermerk über die Gültigkeitsdauer der Karte zu 
ſetzen. Nach §. 104 des Geſetzes verliert die Karte ihre Gültigkeit, wenn fic 
nicht bis zum Schluſſe des dritten Jahres, welches dem am Kopfe der Karte 
verzeichneten Jahre folgt, zum Umtauſche eingereicht worden iſt. Eine im 
Jahre 1891 ausgeſtellte Karte verliert demgemäß ihre Gültigkeit mit dem Ablaufe 
des Jahres 1894. Man findet alſo dasjenige Jahr, welches an der in Rede 
ſtehenden Stelle einzutragen iſt, dadurch, daß man dem Jahre, in welchem die 
Ausſtellung erfolgt, die Zahl 3 hinzuzählt. 

Die Quittungskarte erhält darauf eine Nummer. Dieſe Nummer richtet 
ſich nicht etwa nach der Zahl und Reihenfolge ſämmtlicher von der betreffenden 
Stelle ausgeſtellter Quittungskarten verſchiedener Inhaber, ſondern ausſchließlich 
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nach der Zahl und der Reihenfolge der Quittungskarten desjenigen Ver- 
ſicherten, für welchen die betreffende Quittungskarte ausgeſtellt 
wird. Die erſte Quittungskarte eines jeden Inhabers erhält alſo die Nr. 1, 
während demnächſt die zehnte Karte desſelben Inhabers die Nr. 10 erhalten 
wird u. ſ. w. 

Sodann find Vor- und Zuname, Berufsſtellung, Geburtsort und Geburts— 
zeit des Inhabers einzutragen. Bei Feſtſtellung derſelben iſt zur Unterſcheidung 
des Verſicherten von anderen Perſonen beſondere Sorgfalt geboten. Bei Angabe 
der »Berufsſtellung« ift neben der allgemeinen Bezeichnung »Arbeiter«, »Gehülfe«, 
»Geſelle« u. ſ. w. thunlichſt auch der beſondere Berufszweig, in welchem 
der Verſicherte bei Ausſtellung der Karte beſchäftigt iſt, einzutragen, z. B. »land— 
wirthſchaftlicher Arbeiter«, »Schloſſergeſelle« u. f. w.; bei denjenigen Perſonen, 
welche Hausgewerbtreibende oder Betriebsunternehmer ſind und von dem Recht 
der Selbſtverſicherung Gebrauch machen (vergl. Ziffer 5), ift dies Verhältniß 
etwa in folgender Weiſe: »Schloſſer (Betriebsunternehmer)«, »Weber (Haus— 
gewerbtreibender)« erſichtlich zu machen. Im Uebrigen ift zu beachten, daß 
Eintragungen oder Vermerke, welche durch das Geſetz nicht vorgeſehen ſind, 
unzuläſſig und ſtrafbar ſind (§§. 108, 151 a. a. O.). Insbeſondere darf die 
Perſon des Arbeitgebers niemals in die Karte eingetragen werden. 

Die Eintragungen ſollen handſchriftlich erfolgen, doch iſt es zuläffig, die 
Bezeichnung der ausſtellenden Stelle und bei der erſtmaligen Ausſtellung von 
Quittungskarten auch die Bezeichnung der Verſicherungsanſtalt am Kopfe der Karte 
durch Druck oder durch Verwendung eines Stempels zu bewirken. 


In die Innenſeite der Quittungskarte, insbeſondere in den für die Aufrechnung 


der Quittungskarte beſtimmten Vordruck ſind Eintragungen nicht ſchon bei der 
Ausſtellung dieſer Karte, ſondern erſt dann zu machen, wenn dieſelbe zum 
Umtauſch eingereicht iſt (vergl. unten Ziffer 15 ff.). 


. Insbefondere bei der erſtmaligen, die Inkraftſetzung des Geſetzes vorbereitenden 


Ausſtellung von Quittungskarten kann die Mitwirkung zuverläffiger Arbeitgeber 
derart in Anſpruch genommen werden, daß denſelben mit ihrer Zuſtimmung die 
Ausfüllung des Vordrucks, ſoweit er fich auf die Perſonalien ihrer Betriebs- 
beamten, Arbeiter, Dienſtboten u. ſ. w. bezieht, ſowie die demnächſtige Aus— 
händigung der Ouittungskarten an die Verſicherten überlaſſen wird. Dem pflicht 
mäßigen Ermeſſen der ausſtellenden Stelle bleibt es überlaſſen, zu erwägen, In. 
wieweit derartige Eintragungen einer beſonderen Prüfung bedürfen. Jedenfalls 
aber iſt die Berechtigung zum Eintritt in die Verſicherung von dem ausſtellenden 
Beamten feſtzuſtellen; derſelbe hat auch die Ausfüllung der übrigen Theile des 
Vordrucks ſowie die Stempelung der Karte ſelbſt zu bewirken. 

Nachdem die Karte ſolchergeſtalt ausgefüllt ift, wird fie dem Verſicherten zu 
geſtellt. Sofern dies nicht durch unmittelbare Aushändigung oder durch Ver— 
mittelung zuverlaͤſſiger Arbeitgeber geſchehen kann, ift die Zuſtellung durch Boten 
oder durch die Poſt oder anderweit, jedenfalls aber dergeſtalt zu bewirken, daß 
dem Verſicherten baare Auslagen daraus nicht erwachſen. Letzteres findet keine 
Anwendung, wenn der Verſicherte es unterlaſſen hat, einer Ladung zur Empfang— 
nahme der Karte Folge zu leiſten. 
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B. Der Umtauſch der Quittungskarte. 
Bei dem Umtauſch einer Quittungskarte handelt es ſich um die Fortſetzung 
der Verſicherung des Inhabers der Karte. Der Umtauſch findet der Regel nach 
erſt dann ſtatt, wenn die für die Einklebung von Marken beſtimmten Felder 
der Quittungskarte gefüllt find oder die Gültigkeit der QOuittungskarte erloſchen 
iſt (§. 104 a. a. O.). Auf ſeine Koſten darf jedoch der Verſicherte jederzeit die 
Ausſtellung einer neuen Quittungskarte gegen Rückgabe der älteren Karte be— 
anſpruchen (§. 102 Abſatz 2 a. a. O.). 
Bei dem Uumtauſch der Quittungskarte find folgende Geſchäfte zu unter 
ſcheiden: 
a) die Ausſtellung der neuen Karte; 
b) die Aufrechnung der alten Karte; 
c) die Ausſtellung der Beſcheinigung über die aus der Aufrechnung 
ſich ergebenden Endzahlen; 
d) die Einſendung der übergebenen Karte an die zuſtändige 
Verſicherungsanſtalt. 


Zu a. 


. Die Ausſtellung der neuen Quittungskarte erfolgt der Regel nach nur 


gegen Rückgabe der älteren Karte, und Zug um Zug mit dieſer Rückgabe. Im 
Intereſſe der Betheiligten, insbeſondere um zu verhüten, daß die Verwendung 
von Marken in Folge unzureichenden Raumes auf der alten Karte eine unerwünſchte 
Unterbrechung erfahre, darf jedoch Verſicherten, welche in einem ſtändigen Arbeits— 
oder Dienſtverhältuiß ſtehen, ſchon vor der Uebergabe der alten Karte eine neue 
Karte ausgeſtellt werden, ſofern dabei die ältere Quittungskarte vorgelegt wird 
und nach den Umſtänden die Annahme mißbräuchlicher Verwendung der neuen 
Karte ausgeſchloſſen iſt. 

Damit ferner nicht die mit dem Umtauſch der Quittungskarte verbundenen 
Geſchäfte auf einzelne Tage (Anfang, Mitte oder Ende des Monats) in un— 
erwünſchter Weiſe ſich zuſammendrängen, können in ſolchen Bezirken, wo die 
örtlichen Verhältniſſe dies erwünſcht erſcheinen laſſen, insbeſondere für die in 
einem ſtändigen Arbeits- oder Dienſtverhältniſſe ſtehenden Verſicherten, zum 
regelmäßigen Umtauſch der Karten beſtimmte Tage im Voraus feſtgeſetzt werden. 
Die Reihenfolge der Tage kann nach dem Anfangsbuchſtaben des Namens des 
Verſicherten oder nach anderen Geſichtspunkten geregelt werden. Derartige Be— 
ſtinmungen find durch bleibenden Aushang an der Geſchäftsſtelle ſowie anderweit 
nach Ortsgebrauch zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Die Ausſtellung der neuen Karte erfolgt nach den für die Ausſtellung der 
erſten Karte oben unter A (Ziffer 6 bis 10) erörterten Regeln, jedoch mit 
folgenden Maßgaben: 

a. Die Ausſtellung der neuen Quittungskarte darf in der Regel nicht 
von einer beſonderen Feſtſtellung, ob zur Zeit eine Verſicherungspflicht oder das 
echt zur Selbſtverſicherung beſteht, abhängig gemacht werden. Vielmehr hat 
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im Allgemeinen jeder, welchem eine Quittungskarte einmal ausgeſtellt worden 
iſt, das Recht, den Umtauſch derſelben zu verlangen, und nur in ſolchen Fallen 
ift der Umtauſch ausnahmsweiſe zu verſagen, wenn die Ausgabeſtelle die pflicht⸗ 
mäßige Ueberzeugung gewinnt, daß der Inhaber zum Eintritt in die Verſicherung 
bisher nicht berechtigt geweſen iſt (Ziffer 3 bis 5). 

b. Ferner ift in die Rubrik »Verſicherungsanſtalt« nicht diejenige Ber- 

ſicherungsanſtalt, in deren Bezirk der Verſicherte zur Zeit der Ausſtellung der 
neuen Karte beſchäftigt iſt, ſondern diejenige Verſicherungsanſtalt einzutragen, 
welche auf der erſten Quittungskarte des Verſicherten verzeichnet war. Als 
dieſe gilt diejenige Verſicherungsanſtalt, welche auf der der Nummer nach 
nächſtvorhergehenden Karte, alfo in der Regel auf der zum Umtauſch über- 
gebenen Karte verzeichnet ift, ſofern fih als erſte Verſicherungsanſtalt nicht 
eine beſtimmte andere ergiebt (§. 102 a. a. O.).“ 
Die neue Quittungskarte erhält als Nummer diejenige Zahl, welche auf die Zahl 
der für den Verſicherten zuletzt ausgeſtellten Karte, ſoweit dieſelbe zu ermitteln 
iſt, folgt. Enthält dieſe beiſpielsweiſe die Zahl 3, ſo iſt die neue Karte mit 
der Nummer 4 zu bezeichnen. Als »Berufsſtellung« iſt, wie ſich aus dem Vor— 
druck ergiebt, diejenige Berufsſtellung einzutragen, welche der Inhaber zur Zeit 
der Ausſtellung der neuen Quittungskarte bekleidet, auch wenn auf der früheren 
Ouittungskarte eine andere Berufsſtellung angegeben war. Derartige Ver— 
ſchiedenheiten werden ſich z. B. dann ergeben, wenn aus Lehrlingen Geſellen 
geworden ſind, ein anderes Gewerbe begonnen worden iſt u. ſ. w. 


Zu b. 


Die Aufrechnung der zurückgegebenen Karte foll in der Regel in umnittel— 


barem Anſchluß an deren Rückgabe erfolgen. Sofern dies wegen Ueberhäufung 
mit Geſchäften oder aus anderen erheblichen Gründen nicht geſchehen kann, iſt 
die Aufrechnung doch ſpäteſtens innerhalb einer Woche nach der Rückgabe zu 
bewirken. 

Quittungskarten, welche erſt nach dem Schluſſe des dritten auf das am 
Kopf der Karte verzeichnete Jahr folgenden Jahres zum Umtauſch eingereicht 
werden und dadurch ungültig geworden ſind, werden nur dann aufgerechnet, 


wenn der Inhaber nachweiſt, daß der Vorſtand der für den Beſchäftigungsort. 


zuſtändigen Verſicherungsanſtalt die fortdauernde Gültigkeit der Karte anerkannt 
hat ($. 104 a. a. O.). 

Die Aufrechnung erfolgt auf der Innenſeite der zurückgegebenen 
Ouittungskarte an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle; eine Uebertragung 
dieſer Aufrechnung in die neu ausgeſtellte Quittungskarte iſt unſtatthaft. Dabei 
iſt Folgendes zu beachten. 


) Anmerkung. Dies iſt um deswillen geboten, weil alle Quittungskarten desſelben Inhabers 


bei einer und derſelben Verſicherungsanſtalt, und zwar bei derjenigen, für welche die erſte Quittungskarte 
des Verſicherten ausgeſtellt worden war, geſammelt und aufbewahrt werden ſollen (§. 107 Abſatz 1 in 
Verbindung mit §. 102 Abſatz 1 a. a. O.), damit bei Anträgen auf Bewilligung von Renten jederzeit 
fämmtliche Quittungskarten desſelben Inhabers ohne Schwierigkeit eingeſehen werden können. 
Ouittungskarten 4 


Seitpunft. 


Aufrechnung der Marken. 


Krankheiten und militä⸗ 
riſche Dienſtleiſtungen. 


e T ai 


16. Die in die aufzurechnende Karte eingeklebten Marken ſind ohne Rückſicht darauf, 
ob fie auf verſchiedene Verſicherungsanſtalten lauten, lediglich nach Lohnklaſſen 
zuſammenzurechnen; das Zahlenergebniß iſt für jede Lohnklaſſe getrennt in die 
für die betreffende Lohnklaſſe beſtimmte Rubrik der Tabelle einzutragen. Die 
in die Quittungskarte eingeklebten Doppelmarken (Marken der Lohnklaſſe II und 
Zuſatzmarken des Reichs) ſind hierbei nicht beſonders zu berückſichtigen, ſondern 
als Marken der Lohnklaſſe II zu behandeln und mit den übrigen in die Quittungs— 
karte eingeklebten Marken der Lohnklaſſe II in einer Summe einzutragen. 


17. Außerdem ſind an der dafür angegebenen beſonderen Stelle beſcheinigte 
Krankheiten und militäriſche Dienſtleiſtungen, ſoweit ſie für die Zeit 
zwiſchen dem Ausſtellungstage der zurückgegebenen und dem Ausſtellungstage der 
neu ausgeſtellten Quittungskarte nachgewieſen werden und nach den in Ziffer 19 ff. 
angegebenen Geſichtspunkten zu berückſichtigen ſind, nach dem Datum des Beginns 
und der Beendigung der einzelnen Krankheit oder militäriſchen Dienſtleiſtung zu 
vermerken. Die Einrechnung dieſer Zeiten in die Zahl der ordentlichen Beitrags- 
wochen ſowie die Zuſammenrechnung der Dauer der einzelnen Krankheitsfälle 
oder militäriſchen Dienſtleiſtungen iſt bei Aufrechnung der Karte nicht zuläfiig.*) 
Reicht der Vordruck für Krankheitszeiten um deswillen nicht aus, weil mehr als 
fünf Krankheitsfälle einzutragen ſind, ſo können unter entſprechender handſchrift— 
licher Aenderung des Vordrucks auch die für militariſche Dienſtleiſtungen be— 
ſtimmten Rubriken, ſoweit dieſe für die letzteren nicht verwendet zu werden 
brauchen, zur Eintragung von Krankheitsfällen benutzt werden. Dasſelbe gilt 
für den umgekehrten Fall. 


18. Zum Nachweiſe einer Krankheit genügt die Beſcheinigung des Vorſtandes 
derjenigen Orts-, Betriebs⸗ (Fabrik-), Bau- oder Innungskrankenkaſſe, der- 
jenigen Knappſchaftskaſſe, eingeſchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Vor— 
ſchriften errichteten Hülfskaſſe, beziehungsweiſe derjenigen Gemeindekranken— 
verſicherung oder landesrechtlichen Einrichtung ähnlicher Art, welcher der Ver— 
ſicherte angehört hat (89. 18 Abſatz 1, 135 a. a. O.). Für diejenige Zeit, 
welche über die Dauer der von den betreffenden Kaffen zu gewährenden Kranten- 
unterſtützung hinausreicht, ſowie für diejenigen Perſonen, welche einer derartigen 
Kaffe nicht angehört haben, genügt die Beſcheinigung der Gemeindebehörde ($. 18 
Abſatz ! a. a. O.). Auch konnen für die in Reichs- und Staatsbetrieben 
beſchäftigten Perſonen die Beſcheinigungen über die Krankheit durch die vor 
geſetzte Dienftbehörde ausgeſtellt werden ($. 18 Abſatz 2 a. a. O.). Die Bei 
bringung ſonſtiger Nachweiſe (3. B. ärztlicher Atteſte, Zeugniſſe von Kranken- 
häuſern über die Krankbeit u. ſ. w.) iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen. Der 


) Anmerkung. Bei der ſpäteren Bemeſſung der Renten iſt zwar die Dauer der beſcheinigten 
Krankheiten und militäriſchen Dienſtleiſtungen als Beitragszeit in Anrechnung zu bringen, ohne daß für 
dieſe Zeit Beiträge entrichtet wären; die Einrechnung dieſer Zeiten in die Zahl der ordentlichen Beitrags- 
wochen ift jedoch nicht Sache der aufrechnenden Stelle. Die Iehtere hat vielmehr die Zahl der aus den 
eingeklebten Marken ſich ergebenden Beitragswochen in den verſchiedenen Lohnklaſſen ausſchließlich nach den 
wirklich beigebrachten Marken zu berechnen, die Dauer der beſcheinigten Krankheiten und der militäriſchen 
Dienſtleiſtungen aber getrennt anzuſetzen. 
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Nachweis geleiſteter Militärdienſte erfolgt durch Vorlegung der Militär. 
papiere ($. 18 Abſatz 3 a. a. O.) 

Die Dauer von Krankheitsfällen und militäriſchen Dienſtleiſtungen iſt nun aber 
nicht in allen Fällen als Beitragszeit anzurechnen und demgemäß bei Auf⸗ 
rechnung der Quittungskarte einzutragen. Die Anrechnung hat vielmehr 
verſchiedene Vorausſetzungen ($. 17 a. a. O.. 

Endgültig wird darüber, ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, zwar erſt bei 
demnächſtiger Bewilligung von Renten entſchieden. Für die Aufrechnung der 
Ouittungskarte aber hat ſchon vorher die aufrechnende Stelle zu prüfen, ob 
Krankheiten und militäriſche Dienſtleiſtungen anrechnungsfähig erſcheinen, je nach 
dem Ergebniß dieſer Prüfung iſt eine derartige Zeit bei der Aufrechnung der 
Ouittungskarten zu berückſichtigen oder deren Berückſichtigung abzulehnen. 

Bei dieſer Prüfung müſſen diejenigen Thatſachen berückſichtigt werden, welche 
der aufrechnenden Stelle amtlich bekannt ſind oder aus den vorgelegten Be⸗ 
ſcheinigungen und Urkunden fich ergeben. Sind die Beſcheinigungen von den 
Vorſtänden der vorſtehend bezeichneten Krankenkaſſen oder Gemeinden von ftaat- 
lichen oder kommunalen Dienſtbehörden oder von Militärbehörden ausgeſtellt, ſo 
iſt die aufrechnende Stelle zur Anſtellung weiterer Ermittelungen über die in 
Betracht kommenden Thatſachen, zur Behebung etwaiger Zweifel zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. Handelt es ſich dagegen um ſonſtige Befcheinigungen, fo 
ift die aufrechnende Stelle verpflichtet, etwaige Zweifel wegen der Anrechnungs⸗ 
fähigkeit durch amtliche Feſtſtellung der kn Betracht kommenden Thatſachen auf- 
zuklären. 

Die Eintragung einer Krankheit bei der Aufrechnung der Quittungskarte ift 
demgemäß zu verſagen: 

a) wenn keine Beſcheinigungen oder ſonſtige nach dem Ermeſſen der ont, 
rechnenden Stelle ausreichende Nachweiſe beigebracht werden (Ziffer 17 
Abſatz 2); 
wenn ſich ergiebt, daß die Krankheit eine Erwerbsunfähigkeit überhaupt 
nicht oder nur eine Erwerbsunfähigkeit von weniger als ſieben 
auf einander folgenden Tagen verurſacht hat; 
wenn ſich ergiebt, daß der Erkrankte ſich die Krankheit vorſätzlich 
oder bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten 
Verbrechens, durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien oder 
Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch geſchlechtliche Aus— 
ſchweifungen zugezogen hat; 
wenn es ſich um Krankheitsfälle bei Selbſtverſicherten oder während 
der freiwilligen Fortſetzung eines Verſicherungsverhältniſſes handelt; 
wenn fih ergiebt, daß der Inhaber der Quittungskarte vor Beginn 
der Krankheit eine die Verſicherungspflicht begründende Be— 
ſchäftigung überhaupt nicht oder nur vorübergehend ge— 
habt hat; 

f) wenn ſich ergiebt, daß der Erkrankte durch die Krankheit nicht 
verhindert worden ift, feine die Verſicherungspflicht begründende 
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Beſchäftigung fortzuſetzen. Hierhin gehört auch der Fall, daß für 
die Dauer der Krankheit wegen Fortſetzung des die Verſicherungs⸗ 
pflicht begründenden Arbeits- oder Dienſtverhältniſſes Beitragsmarken 
entrichtet worden ſind. 

Ferner iſt bei Krankheiten, welche ununterbrochen länger als 
ein Jahr gewährt haben, die über dieſen Zeitraum hinausreichende 
Dauer der Krankheit als Beitragszeit nicht anzurechnen, alſo auch nicht 
einzutragen. 


Die Eintragung einer militäriſchen Dienſtleiſtung bei Aufrechnung einer 
Quittungskarte ift zu verſagen: 

a) wenn zum Nachweiſe der Dienſtleiſtung keine Militärpapiere vorgelegt 
worden find (Ziffer 17 Abſatz 1); 

b) wenn es ſich um militäriſche Dienſtleiſtungen handelt, die nicht zur 
Erfüllung der Wehrpflicht ſtattgefunden haben; für die Dauer 
von Mobilmachungs- oder Kriegszeiten kommen jedoch auch ſolche 
Militärdienſte in Anrechnung, die nicht zur Erfüllung der Wehrpflicht, 
ſondern freiwillig geleiſtet worden find; 

e) wenn es ſich um militäriſche Dienſtleiſtungen von Selbſtverſicherten 
oder während der freiwilligen Fortſetzung eines Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes handelt; 

d) wenn ſich ergiebt, daß' der Inhaber der Ouittungskarte vor Beginn 
der militäriſchen Dienſtleiſtung eine die Verſicherungspflicht br, 
gründende Beſchäftigung überhaupt nicht oder nur vorübergehend 
gehabt hat. 


In allen anderen Fällen ſind die Zeiten einer Krankheit oder militäriſchen Dienft- 
leiſtung bei der Aufrechnung der Quittungskarte zu berückſichtigen. Dies hat 
auch dann zu geſchehen, wenn über die Anrechnungsfähigkeit derartiger Zeiten 
Zweifel verbleiben, deren alsbaldige Behebung nicht gelingt. 

Dagegen hat die aufrechnende Stelle beim Vorliegen ſolcher Zweifel, 
ebenſo aber auch dann, wenn die Anrechnung von ihr verſagt worden iſt, 
dem Verſicherten einerſeits ſowie andererſeits der für ihren Bezirk zuſtändigen 
Verſicherungsanſtalt oder dem Vertrauensmann oder einem Beamten der letzteren 
von den ermittelten Thatſachen und den obwaltenden Bedenken mit dem An⸗ 
heimſtellen Mittheilung zu machen, für die Zwecke der demnächſtigen eft- 
ſtellung von Renten die etwa erforderlich erſcheinenden anderweiten Feſtſtellungen 
herbeizuführen. 

Die Koſten der angeſtellten beſonderen Ermittelungen ſowie der Mit 
theilungen an die Verſicherungsanſtalt hat die letztere zu erſetzen ($. 141 des 
Geſetzes), ſofern dieſelben nicht nach allgemeinen Grundſätzen anderen Vetheiligten 
zur Laſt fallen. 

Sofern die aufrechnende Stelle Grund zu der Annahme hat, daß bei der Auf 
rechnung militäriſche Dienſtleiſtungen oder Krankheitsfälle zu berückſichtigen ſind, 
ſo hat ſie dem Inhaber der Quittungskarte, ſofern derſelbe deren Anrechnung 
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nicht ſelbſt beantragt hat, die Beibringung der erforderlichen Nachweiſe von 
Amtswegen zu empfehlen und die Aufrechnung einſtweilen auszuſetzen. 

Unter die Aufrechnung hat die aufrechnende Stelle den Ort und das Datum, 
ſowie ihre dienſtliche Bezeichnung D. B. der Magiſtrat in Bromberg) zu ſetzen; 
der Unterſchrift des aufrechnenden Beamten bedarf es nicht. Neben die Be⸗ 
zeichnung der aufrechnenden Stelle iſt deren Stempel abzudrucken. 


Zu 0. 


„Ueber das Ergebniß der Aufrechnung iſt dem Inhaber der Quittungskarte eine 


Beſcheinigung zu ertheilen, welche die aus der Aufrechnung ſich ergebenden 
Endzahlen wiedergiebt. Für dieſe Beſcheinigung wird das in der Anlage mit- 
getheilte Formular, welches der Aufrechnungstabelle in der Quittungskarte ent⸗ 
ſpricht, empfohlen. 

Die Beſcheinigung ift in unmittelbarem Anſchluß an die Aufrechnung aus 

zuſtellen und demjenigen, auf beffen Namen die aufgerechnete Quittungskarte 
lautet, oder ſeinem Beauftragten zuzuſtellen. Sofern die Zuſtellung nicht durch 
unmittelbare Aushändigung erfolgen kann, iſt ſie durch Boten oder durch die 
Poſt mittelſt eingeſchriebenen Briefes (§. 139 a. a. O.) oder anderweit, jedenfalls 
aber dergeſtalt zu bewirken, daß dem Verſicherten keine baaren Auslagen daraus 
erwachſen, die Thatſache der Zuſtellung aber aftenmäßig nachgewieſen werden 
kann. Wenn der Verſicherte es unterlaſſen hat, einer Ladung zur Empfang. 
nahme der Beſcheinigung Folge zu leiſten, ſo kann die Zuſtellung der Beſchei⸗ 
nigung auf ſeine Koſten erfolgen. 
Gegen den Inhalt der Beſcheinigung ſteht nach $. 106 des Geſetzes dem Ber: 
ſicherten binnen zwei Wochen nach deren Aushändigung der Einſpruch zu. Der 
Einſpruch iſt unter Vorlegung der Beſcheinigung bei derjenigen Stelle zu er⸗ 
heben, welche die Ouittungskarte aufgerechnet und die Beſcheinigung ausgeſtellt 
hat; dieſelbe Stelle hat auch über den Einſpruch zu befinden. 

Das Verfahren über den Einſpruch ift an beſondere Formen nicht ge- 
bunden. Wird der Einſpruch als begründet anerkannt, ſo iſt die Aufrechnung 
und die Beſcheinigung entſprechend zu berichtigen. Die Zurückweiſung des Ein ⸗ 
ſpruchs iſt dem Einſprechenden mitzutheilen. Dies kann mündlich oder durch 
Zufertigung eines ſchriftlichen Beſcheides geſchehen, auf deſſen Zuſtellung die 
obigen Vorſchriften über die Zuſtellung der Beſcheinigung Anwendung finden. 
Sind der Entſcheidung förmliche Beweiserhebungen vorangegangen, ſo iſt dem 
Einſprechenden auf ſeinen Antrag und ſeine Koſten Abſchrift der Beweisverhand⸗ 
lungen zu ertheilen. 


Gegen die (völlige oder theilweiſe) Zurückweiſung des Einſpruchs findet binnen 
zwei Wochen nach Mittheilung der Entſcheidung unter Vorlegung der Beſchei 
nigung und des auf den Einſpruch etwa ertheilten ſchriftlichen Beſcheides Rekurs 
an die der beſcheinigenden Stelle unmittelbar vorgeſetzte Dienſtbehörde ſtatt. 
Der Rekurs kann ſowohl bei dieſer, als auch bei der Stelle, gegen deren Be- 
ſcheid ſich der Rekurs richtet, eingelegt werden. 

Das Verfahren über den Rekurs iſt an beſondere Formen nicht gebunden. 
Die in demſelben ergangene Entſcheidung iſt endgültig ($. 106 a. a. O.). Wird 
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Rekurs. 


Koſten des Verfahrens. 
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der Rekurs als begründet anerkannt, fo ift die Aufrechnung und die Beſchei⸗ 
nigung nöthigenfalls auf einem beſonderen mit derſelben zu verbindenden Blatt 
Papier, mit farbiger Tinte entſprechend zu berichtigen. Die Entſcheidung iſt dem 
Beſchwerdeführer unter Rückgabe der etwa berichtigten Beſcheinigung mitzutheilen, 
die aufgerechnete Quittungskarte aber der aufrechnenden Stelle zurückzugeben. 

Aus dem Einſpruch ſollen dem Verſicherten in der Regel keine Koſten erwachſen. 
Die über den Einſpruch entſcheidende Stelle iſt jedoch befugt, demſelben ſolche 
Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen, welche durch unbegründete Anträge 
desſelben veranlaßt worden ſind; indeſſen ſoll dies nur dann geſchehen, wenn 
die Annahme begründet erſcheint, daß der Verſicherte fich der Grundloſigkeit 
ſeiner Anträge bewußt geweſen iſt. Zu den vorſtehend bezeichneten Koſten ge— 
hören auch Portoauslagen. Die Auferlegung von Koſten iſt zu begründen. 
Dieſelbe kann mit dem gegen den Einſpruch zugelaſſenen Rekurs angefochten 
werden. Auf die Koſten des Rekursverfahrens finden die allgemeinen Regeln 
über die Koſten der Beſchwerden in Verwaltungsangelegenheiten Anwendung. 


Zu d. 

Die abgegebenen Quittungskarten ſind ſorgfältig aufzubewahren und ſpäteſtens 
in Zeiträumen von drei zu drei Monaten an die Verſicherungsanſtalt des 
Bezirks, in welchem die aufrechnende Stelle ihren Sitz hat, zu überſenden. 
Dabei ift auf thunlichſte Erſparung von Koften und demgemäß auf die gleich— 
zeitige Ueberſendung einer größeren Anzahl von Karten Bedacht zu nehmen. 
Etwaigen Wünſchen der Verſicherungsanſtalt wegen Einhaltung kürzerer Ein⸗ 
ſendungstermine ift zu entſprechen. Vor Ablauf der Einſpruchs⸗ beziehungsweiſe 
der Rekursfriſt, und, ſofern Einſpruch beziehungsweiſe Rekurs eingelegt iſt, vor 
Erledigung desſelben iſt die betreffende Karte nicht abzuſenden. 

Auf Antrag des betreffenden Verſicherten oder ſeines Arbeitgebers haben die 
Ausgabeſtellen mit einer Quittungskarte zugleich die in 55. 156 ff., §. 161 a. a. O. 
bezeichneten Beſcheinigungen und Nachweiſe über Beſchäftigungen und 
Krankheitszeiten (vergl. Ziffer 17) des betreffenden Verſicherten, welche in die 
Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes fallen, anzunehmen und mit 
der Quittungskarte an die Verſicherungsanſtalt des Bezirks behufs Weiterſendung 
und Aufbewahrung bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, an welche die betreffende 
Ouittungskarte abzugeben ift, zu überſenden. Dabei find die einzelnen Quittungs⸗ 
karten mit den für den betreffenden Inhaber ausgeſtellten Nachweiſen derart zu 
verbinden, daß die Zuſammengehörigkeit ſofort erſichtlich wird; auch ift zur 
Wahrung der letzteren auf den Nachweiſen die Nummer der Quittungskarte und 
der Name der Verſicherungsanſtalt, für welche ſie ausgeſtellt ſind, anzugeben. 
Das Gleiche gilt in Anſehung derjenigen Beſcheinigungen, welche nach §. 6 
Abſatz 2 des Geſetzes ſolchen Perſonen auszuſtellen find, die aus einer vom 
Bundesrath zur Durchführung der Invaliditäts- und Altersverſicherung zugelaſſenen 
beſonderen Kaſſeneinrichtung ausſcheiden. Militärpapiere ſind in der Regel nicht 
anzunehmen, weil dieſelben auch zu anderen Zwecken gebraucht werden und aus 
deren etwaiger Rückforderung aus dem Gewahrſam der Verſicherungsanſtalten 
Koſten und Weiterungen entſtehen würden. 


32. 


33. 
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Die mit der Ausſtellung und dem Umtauſch von Quittungskarten betrauten 
Stellen haben in geeigneter Weiſe darauf hinzuwirken, daß von den Verſicherten 
jene Nachweiſe und Beſcheinigungen behufs ſicherer Aufbewahrung bei den Ber 
ſicherungsanſtalteu abgegeben werden. 


C. Die Erneuerung (Erſetzung) von Quittungskarten. 


. Hat der Inhaber feine Quittungskarte verloren, oder iſt die Quittungskarte 


ganz oder theilweiſe zerſtört oder aus einem anderen Grunde als wegen Füllung 
mit Beitragsmarken zur weiteren Verwendung unbrauchbar geworden, ſo iſt 
der Inhaber berechtigt, die Erſetzung dieſer Quittungskarte durch eine neue 
Ouittungskarte zu beanſpruchen (8. 105 a. a. O.). Bei dieſer Erneuerung find 
in die neue Ouittungskarte »die bis zum Verluſt der Karte entrichteten Beiträge, 
ſoweit dieſelben nachweisbar geleiſtet worden ſind, in beglaubigter Form zu 
übertragen« (8. 105 des Geſetzes). Für das Verfahren muß zwiſchen der 
Außenſeite und der Innenſeite der Karte unterſchieden werden. 

a. Die Außenſeite erhält genau die Aufſchriften der alten Karte, 
ſoweit dieſelben nachweisbar ſind, alſo auch die Nummer derſelben. Oben am 
Kopf der Karte oder an einer anderen, den genügenden Raum darbietenden 
Stelle ihrer Außenſeite iſt (handſchriftlich oder durch Aufdrücken eines Stempels) 
der Vermerk »Entwurf« zu ſetzen; an dem für den Stempel beſtimmten Platze 
iſt der Stempel derjenigen Stelle abzudrucken, welche die Erneuerung vornimmt, 
auch wenn das frühere Exemplar von einer anderen Stelle ausgeſtellt geweſen iſt. 
Einer Bezeichnung der erneuernden Stelle oder der Unterſchrift des erneuernden 
Beamten bedarf es nicht. 


b. In die Innenfeite der Karte ift auf den zur Aufnahme von Marken 
beſtimmten Feldern, oben links beginnend, mit thunlichſter Raumerſparniß ein⸗ 
zutragen, wieviel Marken in der erſetzten Ouittungskarte nachweislich für die 
einzelnen Lohnklaſſen und Verſicherungsanſtalten enthalten waren. Doppelmarken 
ſind hierbei beſonders aufzuführen. Dieſe Uebertragung der in der alten Karte 
nachgewieſenen Beiträge ſoll in der aus dem nachfolgenden Beiſpiel ſich ergebenden 
Weiſe geſchehen. 

Bei Erneuerung der Karte übertragen: 
10 M. II. V. A. Königreich Sachſen. 
3 » III. » » Provinz Brandenburg. 
2 0 MM e o » Schleſien 
(Bezeichnung der übertragenden Stelle) ` 
(Uuherſchiftars ën af 
Dabei bedeuten die Abkürzungen D. M. »Doppelmarken«, V. A. »Ber- 
ſicherungsanſtalt«, die römiſchen Ziffern (1, II, III, IV) die Lohnklaſſen, die 
arabiſchen Ziffern die Anzahl von Marken, welche aus der betreffenden Lohnklaſſe 
und Verſicherungsanſtalt beigebracht waren. Dieſer Vermerk ſoll von dem über⸗ 
tragenden Beamten durch feine Unterſchrift beglaubigt werden. Eine Entfernung 


Begriff. 


Verfahren. 


Rechtsmittel. 


Beſondere Falle. 


Koſtenfreiheit. 


34. 


35. 


36. 


37. 


38. 


u a 


der auf der unbrauchbar gewordenen Quittungskarte vorhandenen Marken und 
deren anderweite Einklebung in die neue Karte ift unſtatthaft. 


Der Nachweis des Inhalts der zu erneuernden Karte iſt Sache des Inhabers. 
Iſt dieſe Karte ganz oder theilweiſe noch vorhanden, ſo iſt deren Inhalt, ſoweit 
er erkennbar iſt, ohne weitere Prüfung in die neue Karte einzutragen. Im 
Uebrigen bedarf es eines glaubhaften Nachweiſes. Zu einem glaubhaften Nad- 
weis iſt in der Regel die Vorlegung der Lohnliſten des Arbeitgebers oder eine 
zuverläſſige Auskunft des Arbeitgebers oder der Mitarbeiter des Verſicherten für 
ausreichend zu erachten. 


Die erneuerte Karte iſt dem Verſicherten, ſeinem Beauftragten oder Vertreter 
auszuhändigen. War die ältere Karte, welche durch die neue erſetzt iſt, ganz 
oder theilweiſe noch vorhanden, ſo iſt dieſelbe von der Ausgabeſtelle einzubehalten 
und mit dem Vermerk: »nach Erneuerung einbehalten« oder mit einem ähn— 
lichen Vermerk und dem Stempel der erneuernden Stelle zu verſehen. Die 
Aushändigung der neuen Karte ſoll der Regel nach Zug um Zug mit der 
Uebergabe der alten Karte geſchehen. 


Nach §. 106 des Geſetzes iſt der Verſicherte befugt, binnen zwei Wochen nach 
Aushändigung der neuen Quittungskarte gegen den Inhalt der Uebertragung 
Einſpruch zu erheben. Von dem Einſpruch und dem weiteren Verfahren gilt 
das, was oben (Ziffer 26 bis 28) über den Einſpruch gegen den Inhalt der 
Beſcheinigung geſagt ift. Nach Ablauf der Einſpruchs- beziehungsweiſe Rekurs 
friſt, eventuell nach Beendigung des Einſpruchs beziehungsweiſe Rekursverfahrens 
ift die alte Karte der für den Bezirk der erneuernden Stelle zuſtändigen Ber: 
ſicherungsanſtalt einzuſenden (Ziffer 29). 

Eine Erneuerung der Karte findet, abgeſehen von den Fällen des $. 105 des 
Geſetzes, noch ſtatt: 

a) wenn die Karte wegen einer unzuläffigen Eintragung ſeitens einer 
Behörde angehalten wird ($. 108 Abſatz 1 a. a. O.); 

b) wenn im Falle des §. 125 die untere Verwaltungsbehörde an Stelle 
der Vernichtung der irrthümlich beigebrachten Marken die Einziehung 
der Quittungskarte und die Uebertragung des Inhalts derſelben auf 
eine neue Karte anordnet. 

Iſt die Behörde zur Ausſtellung von Karten nicht berechtigt, ſo hat ſie 
wegen Ausſtellung der neuen Karte eine zuſtändige Stelle zu erſuchen. 
Wegen des Verfahrens gilt das oben Bemerkte. 


Schlußbeſtimmungen. 


Die Ausſtellung, der Umtauſch und die Erneuerung der Quittungskarte ſowie 
die Ertheilung der Beſcheinigung erfolgen Eoften« und gebührenfrei. 

Die Koften der Quittungskarten trägt die Verſicherungsanſtalt, in deren 
Bezirk die mit der Ausſtellung und dem Umtauſch der Karten betraute Stelle 
ihren Sitz hat C. 101 Abſatz 3 a. a. O.). Nur in zwei Fällen hat die Aus- 
gabeſtelle für die Ausſtellung einer Quittungskarte von den Betheiligten Koſten 


39. 


40. 


41. 
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zu beanſpruchen, welche letzteren auf fünf Pfennig für jede Karte feſtgeſetzt 
werden, nämlich dann: 

a) wenn der Verſicherte, bevor ſeine Karte mit mindeſtens 30 Marken 
gefüllt oder die Gültigkeit der Karte gemäß §. 104 des Geſetzes 
erloſchen iſt, die Ausſtellung einer neuen Quittungskarte gegen Rück— 
gabe der älteren Karte beantragt ($. 102 Abſatz 2 a. a. O.); 
wenn die Ausſtellung der Karte um deswillen, weil der Verſicherte 
ſelbſt die rechtzeitige Beſchaffung einer Karte zu Unrecht unterlaſſen 
hat, von dem Arbeitgeber beantragt wird ($. 101 des Geſetzes). 
Iſt dagegen der Arbeitgeber bei einem Antrage auf Ausſtellung einer 
Quittungskarte als freiwilliger Geſchäftsführer oder als Beauftragter 
des Verſicherten anzuſehen, wie dies z. B. dann der Fall iſt, wenn 
Unternehmer größerer Betriebe für ihre ſämmtlichen Arbeiter die 
Anſchaffung der Quittungskarten übernommen haben, ſo ſind Koſten 
nicht zu fordern. 

Im Zweifelsfalle hat der Umtauſch der Karte koſtenfrei zu erfolgen. 


b 


Ber 


Alle Eintragungen find deutlich und ohne Nafuren mit einer Tinte zu bewirken, 
welche weder verbleicht, noch verwiſcht oder abdruckt. Unentbehrliche Korrekturen 
dürfen nur durch einfaches Durchſtreichen bewirkt werden. 

Bei allen mit der Ausſtellung, dem Umtauſch und der Erneuerung von Quittungs— 
karten zuſammenhangenden Geſchäften ift darauf zu achten, daß dem Verſicherten 
wiederholte zeitraubende Gänge und ſonſtige Weiterungen erſpart 
bleiben. 

Den Ausgabeſtellen wird von der für ihren Bezirk zuſtändigen Verſicherungsanſtalt 
die erforderliche Anzahl von Formularen zu Quittungskarten koſtenlos zur Ver— 
fügung geſtellt werden. Die ſpätere Ergänzung des Vorraths hat die Ausgabe— 
ſtelle bei der Verſicherungsanſtalt rechtzeitig zu beantragen; dabei ſind die für 
Quittungskarten von den Betheiligten erhobenen Beträge ($S. 101 Abſatz 1 und 
102 Abſatz 2 a. a. O., vergl. vorſtehend unter 1) zu verrechnen. 


„ Ergiebt fich bei der Aufrechnung oder Erneuerung von Quittungskarten Grund zu 


der Annahme, daß von den Betheiligten zu Unrecht unterlaſſen worden ſei, Marken 
in vorſchriftsmäßiger Beſchaffenheit und in zureichender Höhe zu verwenden, fo 
hat die Ausgabeſtelle die Berichtigung nach Maßgabe des §. 127 a. a. O. herbei— 
zuführen. 


Berlin, den 17. Oktober 1890. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Herrfurth. Freiherr von Verlepſch. 


Deutlichkeit der Eintra⸗ 
gungen. 


Vermeidung 
von Gängen u. f. w. 


Vorrath von Ouittungs⸗ 
karten. 
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(Außenſeite.) 
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Verfiherungsanftalt: Frovinz Sachsen ` 


(Hier ift bei der erſten Ouittungskarte der Name derjenigen Anſtalt einzutragen, in deren Bezirk der Bere 
ſicherte zu dieſer Zeit beſchäftigt iſt, jede folgende Karte ift mit dem Namen der auf der nächſt⸗ 
vorhergehenden Karte vermerkten Anſtalt zu verſehen.) ; (Stempel der aus⸗ 


ale: d EE? - ſtellenden Stelle.) 
Ausgeſtellt von der Folizeivernwaltung an Wittenberg 
(Bezeichnung der ausſtellenden Stelle.) 


am Z ten Januar 1597 


Zur Vermeidung der Ungültigkeit umzutauſchen vor dem Schluſſe des Jahres 


| Quittungskarte W für 


. De * 7 
Bor u. Zuname Friederike Schulze 


Berufsſtellung zur Zeit der Dyar L ee 
Ausſtellung Meier Karte | ienshmäöchen 


zien Joh, i DAR 
geboren am Sie Febuar im Jahre JN CA 


Amt 


d N eis Sa: 4 T 19 LO 
ju Schüren. .. Kr Hörde in Westfalen 


Die umſtehenden Felder find in der angegebenen Reihenfolge zum Einkleben ber Marken ($. 9) 
zu benutzen; für jede Kalenderwoche, in welcher eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung ſtattgefunden hat, 
muß eine Marke eingeklebt werden. Im Falle der Selbſtverſicherung, der freiwilligen Fortſetzung oder der 
Erneuerung der Verſicherung müſſen die für dieſe Fälle beſtimmten beſonderen Doppelmarken (Marken 
der Verſicherungsanſtalt und Zuſatzmarken des Reichs, Së 117, 120, 121) benutzt werden. 


Juvaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz vom 22. Juni 1889. 

8. 108. Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leiſtungen des Inhabers, ſowie 
fonftige durch dieſes Geist nicht vorgeſehene Eintragungen oder Vermerke in oder an der Quittungsfarte find 
unzuläſſig. Ouittungsfarten, in welchen derartige Eintragungen oder Vermerke ſich vorfinden, ſind von jeder 
Behörde, welcher fie zugehen, einzubehalten. Die Behörde hat die Erſetzung derſelben durch neue Karten, in 
welche der zuläflige Inhalt der erſteren nach Maßgabe der Beſtimmung des §. 105 zu übernehmen ift, zu 
veranlaſſen. d 

Dem Arbeitgeber ſowie Dritten ift unterſagt, die Quittungskarte nach Einklebung der Marken wider 
den Willen des Inhabers zurückzubehalten. Auf die Zurückbehaltung der Karten ſeitens der zuſtändigen Be 
hörden und Organe zu Zwecken des Umtauſches, der Kontrole, Berichtigung, Aufrechnung oder Uebertragung 
findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

Quittungsfarten, welche im Widerſpruch mit beier Vorſchrift zurückbehalten werden, find durch die 
Ortspolizeibehörde dem Zuwiderhandelnden abzunehmen und dem Berechtigten auszuhändigen. Der erſtere 
bleibt dem letzteren für alle Nachtheile, welche diefen aus der Zuwiderhandlung erwachſen, verantwortlich, 

8.146. Perſonen, welche es unterlaſſen, im Falle der Selbſtverſicherung oder der freiwilligen Ber- 
ſicherung (55. 8 und 117) die vorgeſchriebenen Zuſatzmarken zu verwenden, können, ſofern nicht nach anderen 
Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt ift, durch die untere Verwaltungsbehörde ihres Beſchäftigungsortes mit 
Ordnungsſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft werden. i 

8.151. Wer in Quittungskarten Eintragungen oder Vermerke macht, welche nach §. 108 unzuläffig 
ſind, wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, fo kann ftatt der Gefängnißſtrafe auf Haft erkannt werden. 
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